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finden gerade die Anwesenheit des Herrn Godard eher als störend, anstatt dass 
sie unsere Bestrebungen fördern würde. Ich bitte um Entschuldigung für diesen 
Excurs in eine entlegenere Gegend; ich glaubte aber im Interesse des eifrigen, 
tätigen und gewissenhaften Herrn Dunant davon sprechen zu müssen; er weiss 
selbstverständlich nichts davon.

193
E 2200 London 31/1 C 1

La Division des Affaires étrangères du Département politique, 
au Ministre de Suisse à Londres, G. Carlin1

L  Bern, 20. Februar 1919

Die in Ihrem Briefe vom 13. Februar (I.C.1/19) enthaltenen Mitteilungen ha
ben unser lebhaftes Interesse gefunden und verdanken wir dieselben bestens. Zu 
Ihrer vertraulichen Information bringen wir Ihnen zur Kenntnis, dass wir gerade 
dank der hier zurückbehaltenen russischen Geiseln mit der Sovietvertretung in 
Petrograd wegen deren Austausch in Unterhandlungen treten konnten, die bis an- 
hin sehr günstige Resultate erzielten. Wir geben uns sogar der Hoffnung hin, 
demnächst Gesandtschaft und Landsleute alle frei zu bekommen und hegen nur 
die Befürchtung, dass eventuell durch Intrigen bolschewistischer Kreise in der 
Schweiz unsere Pläne vereitelt werden -  aus einem Artikel der Berner Tagwacht 
könnte man dies wenigstens schliessen - ;  allerdings werden auch diese Superextre
misten mit der Tatsache zu rechnen haben, dass die Zurückhaltung unserer Ge
sandtschaft und Landsleute in Russland beim Schweizervolk nicht dazu beiträgt, 
die Stimmung für die Bolschewikiregierung und deren Massnahmen zu bessern.

1. C ette lettre est signée: i. A. W .Thurnheer.

194
E 2300 Den Haag, Archiv-Nr. 2

Le Secrétaire général du Département de l ’Economie publique, 
W.Stucki, au Ministre de Suisse à Berlin, Ph. Mercier1

Copie
L 94. Konfidentiell Bern, 21. Februar 1919

Es wird Sie gewiss interessieren, zu vernehmen, dass wir kürzlich hier in Bern 
eine längere Aussprache mit Hrn. Unterstaatssekretär Toepffer vom Auswärtigen

1. C ’est la copie envoyée pou r inform ation au M inistre de Suisse à la H aye, P. R itter, qui est 
reproduite ici.
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Amt und verschiedenen Herren der hiesigen Gesandschaft gehabt haben, in wel
cher Unterredung von unserer Seite alle die gegenwärtig mit Deutschland penden
ten Fragen ziemlich einlässlich erörtert worden sind. Wir beehren uns, Ihnen ein 
ganz kurzes Résumé dieser Besprechung bekannt zu geben:

1.) Deutsch-schweizerischer Handels- und Zollvertrag.

Wir machten nochmals mit aller Bestimmtheit darauf aufmerksam, dass unser 
Wunsch, den Vertrag zu kündigen, in keiner Weise auf irgendwelche unfreundli
che Stimmung zurückzuführen ist, sondern dem begreiflichen Bestreben ent
springt, möglichst gleichzeitig nach allen Seiten freie Hand zu bekommen. Wir 
sprachen die Bitte aus, spätestens auf ersten März über die Stellungnahme 
Deutschlands orientiert zu werden. Sollte bis dahin deutscherseits unserm Vor
schlag, den Vertrag auf 20. September 1919 als aufgelöst zu betrachten, nicht bei
gestimmt werden können, so müsste zur sofortigen Kündigung auf ein Jahr ge
schritten werden.

2.) Kohlenpreisrabatt fü r  Hausbrandbezüge.

Wir weisen darauf hin, dass die Summen, welche Deutschland zu diesem 
Zwecke an uns zu bezahlen hat, an die Kantone und Gemeinden weitergegeben 
werden müssen und dass wir seit langer Zeit von diesen Stellen aus täglich mit 
Anfragen bestürmt werden. Es liegt auf der Hand, dass eine ablehnende Antwort 
auf unsern, Ihnen bekannten Vorschlag, nicht nur bei den Bundesstellen, sondern 
auch bei allen Kantonen und Gemeinden, die auf diese Beiträge rechnen, ausser
ordentlich ungünstigen Eindruck machen müssten. Wir ersuchten deshalb 
nachdrücklich um umgehende Mitteilung, dass man sich unserm Vorschläge, der 
von den Herren Löwengard und Ludwig Schwarz gebilligt worden war, anschlies- 
se und mit der Auszahlung der bereits seit Mitte November 1918 ausstehenden 
Beträge nicht länger zurückhalte.

3.) Kohlenpreis.

Wir stellten zunächst die allgemeine Lage unserer Kohlenversorgung dar: Aus 
dem Saargebiet erhalten wir monatlich ca. 60’000 Tonnen zu Fr. 110.- bis 120.-, 
zahlbar an Frankreich. Weiter sind uns zugesagt 15.000 Tonnen Braunkohlenbri
ketts aus der Kölnergegend, zahlbar an die deutschen Zechen. Ferner ist uns von 
Belgien die Lieferung von 60.000 Tonnen zugesagt worden, und zwar zu einem 
Preise, der keinesfalls den Preis der Saarkohle überschreiten soll. Es ist Aussicht 
vorhanden, dass die Preise für diese belgischen Kohlen, sogar wesentlich unter 
dem Saarkohlenpreise bleiben. Ferner haben wir Angebote für englische und ame
rikanische Kohlen, ohne bis jetzt den Preis zu kennen, und endlich stehen wir in 
Unterhandlung über den Bezug von monatlich 60 bis 75’000 Tonnen bömischer 
Braunkohle, die zu einem Preise von 70 bis 100 Fr. offeriert werden.

Selbstverständlich ist mit diesen Angeboten, deren Realisierung erhebliche 
Transportschwierigkeiten entgegenstehen, unsere Kohlenversorgung nicht gesi
chert. Überall muss die Schweiz zur Abholung der Kohle ganz oder teilweise eige-
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nés Transportmaterial zur Verfügung stellen. Es ist selbstverständlich, dass dieses 
Material in erster Linie dahin geschickt wird, wo die besten Bedingungen gestellt 
werden. Geht somit Deutschland mit seinen ausserordentlich übersetzten Preisen 
nicht erheblich zurück, so besteht die Gefahr, dass wir dann schliesslich für die 
Ruhrkohle kein Transportmaterial mehr zur Verfügung haben und Deutschland 
als Kohlenlieferant der Schweiz zu unserm Bedauern, aber auch gewiss zu seinem 
Nachteil, wenigstens vorläufig, ausscheiden müsste. Es scheint uns, dass diese 
Überlegungen auf die deutschen Herren nicht ohne Eindruck geblieben sind.

4.) Wirtschaftsabkommen.

Deutschland hat sich durch seine Haltung anlässlich des Abkommens von Mai 
1918 in der Schweiz ausserordentlich geschadet. Die Meinung ist deshalb hier 
weit verbreitet, es sollte mit diesem Lande ein Wirtschafts-Abkommen überhaupt 
nicht mehr geschlossen werden. Wir teilen diese Auffassung nicht, haben aber 
darauf hingewiesen, dass ein neues Abkommen nur dann in Betracht gezogen 
werden könnte, wenn Deutschland die Lieferung erheblicher Mengen von Kohle, 
Eisen und Stahl zu wesentlich tiefern Preisen in Aussicht stellt. Wir begreifen, 
dass dies heute unmöglich ist. Sobald sich die Verhältnisse so weit konsolidiert 
haben, dass deutscherseits die Lieferung dieser für uns wichtigsten Artikel wieder 
bestimmt versprochen werden kann, ist über ein neues Abkommen zu diskutie
ren. Vorläufig ist nur ein ganz formloses Kompensationsgeschäft in Aussicht ge
nommen, wobei deutscherseits die Lieferung von Kunstdünger (Kalisalz und 
namentlich Thomasmehl) in Frage steht, die Schweiz ihrerseits Fleischkonserven, 
Marmelade, sog. kartenfreie Mehle und in sehr beschränktem Umfang konden
sierte Milch liefern könnte. Die Sache kann erst näher bearbeitet und zum 
Abschluss gebracht werden, sobald Hr. Ludwig Schwarz, der wieder nach Berlin 
verreist ist, über die deutschen Lieferungen bestimmte Vorschläge macht.

5.) Durchfuhrverbote.

Während des Krieges hat Deutschland seine Durchfuhrverbote bekanntlich 
ausserordentlich rigoros gehandhabt, um die Schweizerkonkurrenz in den nordi
schen Staaten möglichst fern zu halten und genau zu kontrollieren. Seit 
Abschluss des Waffenstillstandes hat man uns immer wieder erklärt, diese engher
zige Konkurrenzpolitik solle verschwinden. Man stellte sofortige weitgehende Er
leichterungen in der Handhabung der Durchfuhrverbote in Aussicht -  sie sind 
auch, wenigstens teilweise, eingetreten -  und versprach die Aufhebung der 
Durchfuhrverbote überhaupt «sobald gewisse Verhältnisse abgeklärt seien». Seit
her sind mehr als 2 Monate verflossen und die Durchfuhrverbote bestehen immer 
noch. Diese bilden für unsere ohnedies ganz ausserordentlich notleidende Export
industrie eine schwere und dadurch begründete Beeinträchtigung.

Unter Hinweis auf diese Momente haben wir dringend ersucht, man möge die 
Durchfuhrverbote nun endlich aufheben. Es ist uns dies auch in Aussicht gestellt 
worden. Hr. Töpfer fügte aber bei, es wäre wünschenswert, dass auch die Schweiz
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freien Transit zwischen Frankreich und Italien einerseits und Deutschland ander
seits gestatte. Wir haben darauf hingewiesen, dass die Schweiz Durchfuhrver
bote überhaupt nie erlassen hat, und dass sie bei Handhabung der Ausfuhrverbo
te jegliche Konkurrenzrücksichten beiseite lasse. Dem Transit durch die Schweiz 
stehe deshalb nichts entgegen. Selbstverständlich könnten wir nicht zusehen, dass 
beispielsweise Eisen aus Deutschland über die Schweiz nach Italien rollt, ohne 
dass unsere eigene Eisenversorgung einigermassen sicher gestellt sei. Die Berech
tigung dieses Vorbehalts haben die deutschen Herren ohne weiteres anerkannt.

6.) Deutsche Einfuhrverbote.

Unter Hinweis auf die Notlage unserer Exportindustrie haben wir ersucht, die 
deutschen Einfuhrverbote soweit als möglich aufzuheben oder in ihrer Handha
bung doch eine bedeutend largere Praxis eintreten zu lassen.

7.) Verkauf des deutschen Besitzes in der Schweiz}

Wir hätten vor allem aus Interesse, die in der Schweiz liegende deutsche Roh
baumwolle zu kaufen. Die hiesige Gesandtschaft hat uns bekanntlich den Verkauf 
von 3000 Ballen, eventuell sogar 7000 Ballen fest zugesichert, macht nun aber 
nachträglich Schwierigkeiten unter Hinweis darauf, sie habe ohne Ermächtigung 
aus Berlin gehandelt. Zudem ist mit Rücksicht auf die Waffenstillstandsbestim
mungen die Zustimmung der Entente notwendig, die wir bereits vor langer Zeit 
nachgesucht haben. Frankreich ist einverstanden, dagegen scheint man in Ameri
ka merkwürdigerweise Schwierigkeiten zu machen. Eine definitive Antwort ist 
noch nicht eingelangt. Jedenfalls sollte deutscherseits alles soweit vorbereitet wer
den, dass nach Eingang dieser Ermächtigung das Geschäft sofort abgeschlossen 
werden kann und zwar in möglichst hohen Quantitäten. Wir haben ein Interesse, 
unsere Spinner zu beschäftigen, und Deutschland kann sich auf diese Weise Devi
sen verschaffen.

8.) Preispolitik.

Sie haben vielleicht der Presse entnommen, dass sich in vielen Branchen unse
rer Industrie und unseres Gewerbes die Verhältnisse infolge der deutschen billigen 
Konkurrenz immer unerträglicher gestalten. Überall macht sich der schlechte 
Stand der deutschen Valuta zu unserem Nachteil geltend. Dazu kommt bei allen 
denjenigen Fabrikanten, welche auf den Bezug deutscher Kohle und deutschen 
Eisens angewiesen sind, die grosse Differenz zwischen den deutschen Inlands
preisen und den Exportpreisen. Es werden deshalb von allen Seiten Einfuhrverbo
te gegen deutsche Halb- und Fertigfabrikate verlangt. Das Volkswirtschaftsdepar
tement hat eine aus den kompetentesten Vertretern der Schweiz. Volkswirtschaft 
zusammengesetzte Expertenkommission mit der Begutachtung dieser Fragen be
auftragt. Diese Kommission ist zum Schlüsse gekommen, dass mit allen Mitteln

2 . Cf. n° 165.
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auf die Behebung dieser Preisdifferenz dieser Rohstoffe hingearbeitet werden 
muss und dass, sollte Deutschland nicht innert kürzester Frist den Schweizer-Fa
brikanten den Bezug deutscher Kohle, deutschen Eisens und deutschen Stahls 
zum gleichen Preise in Mark ermöglichen wie ihn der deutsche Fabrikant zu be
zahlen hat, dem Bundesrat der Erlass von Einfuhrverboten gegen Deutsch
land vorgeschlagen werden müsse. Hinsichtlich derjenigen Fälle, wo nicht die 
deutsche Preispolitik, sondern nur der Stand der Valuta für die Schweiz. Fabrika
tion gefährlich ist, kam die Kommission noch nicht zu einer abschliessenden 
Meinung. Wir möchten noch darauf hinweisen, dass aus der Mitte einer Ver
sammlung von Industrie, Handel und Gewerbe, die auf unsere Einladung am 18. 
& 19. ds. die Übergangswirtschaft besprochen hat, sehr scharfe Worte gegen die
se deutsche Preispolitik gefallen sind und die Stimmung der Versammlung -  es 
waren über 250 Delegierte anwesend -  in der überwiegenden Mehrheit fü r  Erlass 
von Einfuhrverboten war.

Aus Ihrem Bericht vom 15. d. Mts., den wir Ihnen sehr verdanken, geht übri
gens hervor, dass die natürliche Entwicklung der Dinge auf einen Ausgleich die
ser fatalen Preisdifferenz hinwirkt. Immerhin bitten wir Sie, mit allem Nachdruck 
neuerdings vorstellig zu werden und darauf hinzuweisen, dass diese Frage ge
genwärtig zu den brennendsten Problemen unserer Volkswirtschaft gehört.

9.) Rückzahlung fälliger Kredite.

Am 31. März nächsthin wird bekanntlich der Kredit von 18 Millionen Fran
ken, der von der Schweizerindustrie im Frühling 1917 an Deutschland gewährt 
und seither mehrfach verlängert wurde, fällig. Unsere Industrie und auch die öf
fentliche Meinung erwarten bestimmt die pünktliche Rückzahlung dieser Gelder, 
die angesichts unserer gespannten Finanzlage dringend benötigt werden.

10.) Aus Mitteilungen, welche Herr Geheimrat Knipping mündlich gemacht 
hat, geht hervor, dass Deutschland in irgend einer Form von der Schweiz einen 
Kredit für die Devisen verlangt, die ihm dadurch entgangen sind, dass die Saar
kohlen nicht an Deutschland sondern an Frankreich bezahlt werden müssen. Lei
der besteht keine Aussicht dafür, dass diesem Wunsche entsprochen werden 
kann. Unsere Finanzlage ist, wie angeführt, ausserordentlich gespannt, weshalb 
der Entente gegenüber weitere Kreditbegehren vom Bundesrate abgelehnt worden 
sind.

Sodann scheint in Berlin die Tendenz vorhanden zu sein, entgegen der bisher 
immer beidseitig vertretenen Auffassung, dass die Lieferung deutscher Kohle und 
deutschen Eisens nicht als Kompensation für schweizerische Milchprodukte etc. 
aufzufassen ist, als Gegenleistung für künftige Kohlenlieferungen von der 
Schweiz Vieh und Milchprodukte zu verlangen. Wir müssen dieser Tendenz mit 
allem Nachdruck entgegentreten, indem es uns schlechterdings vollkommen un
möglich ist, an diesen Waren noch irgendwie in Betracht fallende Mengen zu lie
fern. Zudem muss doch daran erinnert werden, dass die Entente, welche die 
Schweiz mit Lebensmitteln und wichtigen Rohstoffen versorgt, niemals diesen 
Kompensationsstandpunkt eingenommen hat.
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Wir hoffen, Ihnen mit diesen Mitteilungen eine ungefähre Orientierung über die 
gegenwärtig schwebenden Fragen gegeben zu haben und möchten zum Schlüsse 
in Beantwortung Ihrer Anfrage vom 15. ds. nur noch bemerken, dass wir selbst
verständlich durch andere [!] gegenwärtig in Paris arbeitende Delegation das 
Möglichste tun, aus linksrheinischen Gebieten Eisen und Stahl zu erhalten. Die 
Aussichten hierfür sind nicht ungünstig. Genaueres können wir Ihnen zur Zeit 
noch nicht sagen.

195
E 2200 Paris 1/1561

La Légation de Suisse à Paris 
au Ministère des Affaires étrangères de la République française

Copie
L 1177 Paris, 21 février 1919

Le Gouvernement de la République n’ignore pas que, de tout temps, la Suisse a 
voué une attention particulière aux questions touchant la Législation Internatio
nale du Travail.

Au moment où ces problèmes sont examinés par une Commission instituée par 
la Conférence des Préliminaires de Paix, il a semblé opportun au Conseil Fédéral 
Suisse de signaler aux Gouvernements Alliés combien il serait heureux d ’avoir 
l’occasion de collaborer d’une façon utile à une œuvre qui lui tient à cœur.

Conformément aux instructions de son Gouvernement, la Légation de Suisse a 
l’honneur de remettre sous ce pli au Ministère des Affaires étrangères plusieurs 
exemplaires d’une note que le Conseil Fédéral Suisse serait désireux de voir distri
buer entre les Membres de la Commission compétente pour en connaître.

La Légation attacherait du prix à pouvoir faire part au Gouvernement Suisse 
des réflexions que la lecture de la note ci-annexée aura suggérées aux Membres de 
la Commission.1

A N N E X E
Copie
N

La Suisse a de tout temps voué une attention particulière aux questions touchant à la législation 
internationale du travail. C’est elle notamment qui a pris l’initiative des négociations qui aboutirent 
en 1905 et 1906 aux deux conventions concernant l’interdiction du travail de nuit pour les femmes 
dans l'industrie et l'interdiction de l’emploi du phosphore blanc dans l’industrie des allumettes.

1. Dans une lettre du même jour à P .A .D utasta , Ambassadeur de France en Suisse et Secrétaire 
général de la Conférence des Préliminaires de Paix, A .D unant indique qu’il a demandé à S. 
Pichon, Ministre des Affaires étrangères, de vouloir bien assurer la remise de ce mémoire aux 
membres de la Commission compétente pour l’étudier et il sollicite Dutasta d’assurer la remise de 
cette note aux Membres de la Commission que préside Monsieur Gompers (E 2200 Paris 1/ 
156 y .
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